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Antrag 

der Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick, Dr. Uwe-Jens Heuer, Dr. Gregor Gysi 
und der Gruppe der PDS 


Begrenzung der Erhöhung der Nutzungsentgelte für Erholungsgrundstücke in 
Ostdeutschland auf die derzeit übliche Bodenrendite 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

unverzüglich eine Novelle der Verordnung über eine angemesse- 
ne Gestaltung von Nutzungsentgelten (Nutzungsentgeltverord- 
nung - NutzEV) zu erlassen und dem Bundesrat zur Beratung 
schnellstmöglich zuzuleiten, in der 

1. der bisherige § 3 Abs. 1 der Nutzungsentgeltverordnung da- 
hin gehend geändert wird, daß die ab 1. November 1998 mög- 
lichen Erhöhungsschritte des Nutzungsentgelts nur insoweit 
zulässig sind, als damit weder eine Verzinsung des Boden- 
richtwertes von 1 % jährlich, noch ein Nutzungsentgelt von 
1,60 DM je Quadratmeter Bodenfläche im Jahr überschritten 
wird; 

2. klargestellt wird, daß sich die von den Nutzerinnen und Nut- 
zern vorgenommenen verkehrswerterhöhenden Maßnahmen 
nicht auf die Höhe des Nutzungsentgelts auswirken dürfen; 

3. klargestellt wird, daß die Überlasser bisher nicht wahrgenom- 
mene Erhöhungsmöglichkeiten nur in den in § 3 Abs. 1 Nr, 1 
bis 4 beschriebenen Abständen und Schritten (und nicht in 
einem Schritt) nachholen können. 


Bonn, den 21. April 1998 

Klaus-Jürgen Warnick 

Dr. Uwe-Jens Heuer 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Begründung 

Zu Nummer 1 

Der Gesetzgeber verfolgt mit dem Schuldrechtsanpassungsgesetz 
u. a. das Ziel, die weitere Nutzung der Erholungsgrundstücke in 
Ostdeutschland durch die bisherigen Nutzerinnen und Nutzer 
sicherzustellen. Die NutzEV sollte dies mit einem sozialverträgli- 
chen Anstieg der Nutzungsentgelte verbinden. Die beim Erlaß 
dieser Verordnung erwartete Einkommensentwicklung in Ost- 
deutschland ist jedoch nicht eingetreten. 

Da der Gesetzgeber die Frage der „ortsüblichen'' Pacht nicht bzw. 
nicht ausreichend geklärt hat, müssen Gerichte und Gutachter die- 
se Regelungslücke durch eigene Entscheidungen ausfüllen. Der 
Interpretationsspielraum hat dazu geführt, daß teilweise Nut- 
zungsentgelte verlangt werden, die weit über den in West- 
deutschland üblichen Werten liegen. Die praktischen Erfahrungen 
mit der NutzEV nach dem letzten Erhöhungsschritt haben gezeigt, 
daß bereits verlangte Nutzungsentgelte von 1 ,80 DM/m^ und mehr 
viele Nutzer zur Aufgabe ihres Nutzungsrechts zwingen. 

Die gegenwärtige Entschädigungsregelung des § 12 Schuld- 
rechtsanpassungsgesetz hat damit für viele Nutzer eine enteig- 
nende Wirkung. Im Zusammenhang mit der Regelung zu den Ab- 
bruchkosten des § 15 Schuldrechtsanpassungsgesetz geraten viele 
Nutzer in eine ausweglose Lage: Sie können einerseits von ihren 
Einkommen das gestiegene und nach der jetzigen gesetzlichen Re- 
gelung weiter steigende Nutzungsentgelt nicht erübrigen, und sie 
können andererseits den Nutzungsvertrag nicht kündigen, weil sie 
nicht in der Lage sind, die hälftigen Abbruchkosten zu tragen. 

Die vorgeschlagene Veränderung der NutzEV würde zumindest 
eine weitere Verschärfung der in vielen Fällen bereits jetzt 
verzweifelten Lage - vor allem älterer Nutzerinnen und Nutzer - 
vermeiden. 

Die bereits j etzt teilweise erreichte Höhe der Nutzungsentgelte von 
1,60 bis 1,80 DM/m^ ist ausreichend, um den Grundstücksei- 
gentümern das Tragen der öffentlichen Lasten aus diesen Einnah- 
men zu ermöglichen. Ein zeitweiser Verzicht auf höhere Einnah- 
men kann ihnen insbesondere mit Blick auf die für Bauland im 
Moment in Deutschland übliche Rendite von 0,8 bis 1,3 % des Bo- 
denrichtwertes zugemutet werden. Sie ist auch zur Aufrechter- 
haltung des Schutzzwecks der §§ 7 und 23 Schuldrechtsanpas- 
sungsgesetz notwendig. 


Zu Nummer 2 

In zahlreichen Fällen haben die Nutzerinnen und Nutzer Ödland 
und selbst Müllplätze urbar gemacht und für eine Erholungsnut- 
zung erst erschlossen. Es wäre unbillig, sie für diese Arbeiten und 
Verwendungen in der Weise zu bestrafen, daß sie ihre eigenen Auf- 
wendungen mit einem höheren Nutzungsentgelt zu bezahlen hät- 
ten. 
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Zu Nummer 3 

In zahlreichen Fällen haben Überlasser von Erholungsgrund- 
stücken es versäumt, die ihnen eingeräumten Erhöhungsmöglich- 
keiten zeitgerecht geltend zu machen. Nicht selten konfrontieren 
sie dann die Nutzerinnen und Nutzer mit summierten Erhöhungs- 
verlangen. Diese Praxis widerspricht dem zivilrechtlichen Grund- 
satz, daß es demjenigen, der einen Anspruch hat, selbst obliegt, 
ihn zur rechten Zeit am rechten Ort geltend zu machen. Ein sol- 
ches Verfahren widerspricht auch der Absicht des Gesetzgebers, 
die Nutzungsentgelte sozial verträglich - d. h. schrittweise - zu er- 
höhen. 
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